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Vorblatt 


Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für eine Richtlinie des Rates zur fünften 
Änderung der Riditlinie des Rates zur Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für konser- 
vierende Stoffe, die in Lehensmitteln verwendet wer- 
den dürfen 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Jugend, 
Familie und Gesundheit) 


A. Problem 

Das Verzeichnis derjenigen konservierenden Stoffe, deren Ver- 
wendung zum Schutz der Lebensmittel gegen den Verderb 
durch Mikroorganismen zugelassen ist, soll durch Aufnahme 
eines neuen Stoffes — Thiabendazol — zur Oberflächenbehand- 
lung von Zitrusfrüchten und Bananen geändert werden. 


B. Lösung 

Zeitlich begrenzte Zulassung von Thiabendazol für Früchte, 
die vor dem 1. Januar 1974 in den Verkehr gebracht werden, 
mit einem experimentellen Rückstandsgehalt von 6 mg pro kg 
behandelter Früchte. 


C. Alternativen 

Herabsetzung der vorgesehenen Rückstandsmenge im Zeitpunkt 
des Inverkehrbringens der Früchte von 6 mg/kg auf 2 mg/kg. 
Kenntlichmachung bei Zitrusfrüchten durch den Vermerk: 
„Schale nicht zum Verzehr geeignete 


D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird nicht belastet. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 




Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/719 


Sachgebiet 2125 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit 

(12. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für eine Richtlinie des Rates zur fünften Änderung der 
Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten für konservierende Stoffe, die in Lebensmitteln 
verwendet werden dürfen 

— Drucksache VI/376 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Hammans 


Der Vorschlag der Kommission wurde durch 
Schreiben des Präsidenten des Bundestages vom 
16. Februar 1970 dem Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit überwiesen. 

Mit der Änderungsrichtlinie ist beabsichtigt, einen 
neuen konservierenden Stoff — Thiabendazol — zur 
Oberflächenbehandlung von Zitrusfrüchten und Ba- 
nanen zuzulassen. Um sämtliche Verwendungsbe- 
dingungen des fraglichen Stoffes endgültig festset- 
zen zu können, insbesondere die erforderliche 
Höchstmenge, die eine ordnungsgemäße Konservie- 
rung der behandelten Früchte gewährleistet, sollen 
weitere praktische Versuche durchgeführt werden. 
Zur Durchführung dieser Versuche soll die Verwen- 
dung von Thiabendazol zeitlich zunächst auf Früchte 


begrenzt werden, die vor dem 1. Januar 1974 in den 
Verkehr gebracht werden. Ein experimenteller Rück- 
standsgehalt von 6 mg pro kg behandelter Früchte 
soll zugelassen werden. 

Der Ausschuß vertrat bei seiner Beratung dieser 
Änderungsrichtlinie die Auffassung, daß die Toxi- 
kologie von Thiabendazol selbst in niedriger Dosie- 
rung noch umstritten ist. Die Bundesregierung sollte 
daher ersucht werden, bei den Verhandlungen in 
Brüssel auf eine Herabsetzung der zugelassenen 
Rückstandsmenge im Zeitpunkt des Inverkehrbrin- 
gens der Früchte von 6 mg/kg auf 2 mg/kg hinzu- 
wirken. Die Kenntlichmachung bei Zitrusfrüchten 
sollte darüber hinaus durch den Vermerk ergänzt 
werden: „Schale nicht zum Verzehr geeignet". 


Bonn, den 16. April 1970 


Dr. Hammans 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Richtlinienvorschlag der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften — Drucksache 
VI/376 — zur Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, bei den wei- 
teren Verhandlungen in Brüssel darauf hinzuwir- 
ken, daß 

a) die vorgesehene Rückstandsmenge im Zeit- 
punkt des Inverkehrbringens der Früchte von 
6 mg/kg auf 2 mg/kg herabgesetzt wird, 

b) die Kenntlichmachung bei Zitrusfrüchten durch 
den Vermerk ergänzt wird: „Schale nicht zum 
Verzehr geeignet". 


Bonn, den 16. April 1970 


Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Dr. Jungmann Dr. Hammans 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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